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Orthodoxe Kirchen Russlands
und der Ukraine: 
Runder Tisch für Frieden

Im Oktober soll in Genf ein Runder Tisch
mit Kirchenvertretern aus Russland und der
Ukraine stattfinden. Die Initiative des Oek-
umenischen Rates der Kirchen könnte Im-
pulse zu einer Beendung des Krieges geben.
Teilnehmen werden Vertreter der russisch-
orthodoxen Kirche, der beiden orthodoxen
Kirchen der Ukraine und des OeRK teilneh-
men. Das wurde während des Zentralaus-
schusses des OeRK im Juni bekannt.

.
Konferenz Europäischer Kirchen:
Zur Rechenschaft ziehen

Die Konferenz Europäischer Kirchen (KEK)
hat die Regierungen und die Zivilgesellschaft
dazu aufgerufen, den Widerstand der Ukrai-
ne gegen die russische Aggression zu unter-
stützen. "Diejenigen, die diesen Krieg
begonnen haben, die Lügen und Fehlinfor-
mationen als Propaganda verbreiten, die
Gewalt und Herrschaft glorifizieren, müssen
zur Rechenschaft gezogen werden", hieß es
in einer in Estlands Hauptstadt Tallinn Mitte
Juni verabschiedeten Erklärung.

Glaubensorganisationen in Europa in
der Minderheit

Ein Europa, in dem sich die religiöse Land-
schaft dramatisch verändert hat, analysierte
zuvor der Oekumenische Patriarch Bartholo-
maios I. aus Konstantinopel/Istanbul auf
der Generalversammlung der KEK in Tal-
linn. “Die ökumenische Bewegung nach
dem Zweiten Weltkrieg gedieh in einem
ganz anderen Europa als dem, das wir heute
kennen und in dem wir leben”. Heute könne
vielleicht die Teilnahme an den Gottesdien-
sten in den Kathedralkirchen der Großstädte
ausreichend sein, aber die Teilnahme an den
Gottesdiensten in den Vororten kleinerer
Städte sei schwach. “Dort wird die Religiosi-
tät als in der Minderheit wahrgenommen”.
“Als christliche Kirchen können wir nicht
mehr davon ausgehen, daß sich die Europäer
mit den nationalen Kirchen oder überhaupt
mit einer bestimmten Form des Glaubens
identifizieren werden.“

In der Diskussion der dreihundert Teil-
nehmenden wurde darauf verwiesen, daß die
Mitgliedschaft in ökumenischen Organisatio-
nen wie der KEK wichtig sei, um Brücken zu
bauen und ein neutrales Terrain für informel-
le Treffen zwischen Kirchen zu schaffen, die
aus politischen Gründen vielleicht keine
Beziehungen haben.
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Dr. Jerry Pillay, Generalsekretär des OeRK, auf Besuch bei  Patriarch Kirill, dem Ober-
haupt der russisch-orthodoxen Kirche, in Moskau. Bei dem Treffen am 17. Mai 2023 ging
es um die Aussichten auf einen ökumenischen Dialog über den Krieg in der Ukraine
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Die mögliche Rolle der Kirchen in einem
von zwanghafter Beschleunigung geprägten
Europa untersuchte Prof. Hartmut Rosa  als
weiterer Hauptredner bei der KEK-Ver-
sammlung. 

Gesellschaften in “atemlosem Still-
stand”

Der Jenaer Soziologe und Wachstumskritiker
skizzierte zunächst die gesellschaftliche Situ-
ation in Europa mit dem Begriff des „atem-
losen Stillstands“: ständige Steigerung auf
allen Ebenen, nicht um Innovation zu schaf-
fen, sondern um den Status quo aufrecht-
zuerhalten. Am Beispiel der Lebensmittelin-
dustrie erläuterte er die Paradoxie dieses
Wachstumszwangs. Weil die Firmen ihren
Umsatz über den eigentlichen Bedarf hinaus
steigern müssen um konkurrenzfähig zu blei-
ben, werden Enzyme in Fertiggerichte einge-
arbeitet, um das Sättigungsgefühl auszu-
schalten.

Auf der Makroebene verursacht dieses
System Umweltverschmutzung und
Umweltprobleme; auf der Mikroebene
Aggression und Burnout. Rosa verwies auf
die Zunahme psychischer Erkrankungen und
die steigende Suizidrate bei jungen Men-
schen, die den Stress der ständigen Beschleu-
nigung nicht ertragen könnten. Er brachte
auch den zunehmend aggressiven Ton in der
Politik und den Aufstieg des Populismus mit
dem beschleunigten Wachstum in Verbin-
dung. Isolationismus, Reduktion von Kom-
plexität und schwarz-weiss-Denken sind fast
logische Konsequenzen bei ständiger Über-
forderung. „Wir müssen jedes Jahr schneller
rennen, um das zu behalten, was wir haben“,
sagte er.

Beschleunigungsmodus verlassen

Als Reaktion darauf schlug Rosa ein alterna-
tives Modell vor. Unter Bezug auf die bibli-
sche Geschichte von König Salomo und sei-
ner Bitte um ein „hörendes Herz“ (1. Köni-
ge 3, 9a) bezeichnete er sein Modell mit
„Resonanz“. „Resonanz entsteht, wenn man
aus diesem Beschleunigungsmodus heraus-
kommt, weil einen etwas berührt und man
darauf reagiert“, erklärte Rosa. „In diesem
Prozess verändern wir uns, wir bleiben nicht
gleich.“

Kirchen können Motoren eines „reso-
nanten Europas“ sein

An dieser Stelle sieht der deutsche Soziologe
einen besonderen Wert von Kirchen und
Religionsgemeinschaften. Denn berufen,
berührt, inspiriert und verwandelt zu wer-
den, sei ein zutiefst theologisches Konzept.
„Als Menschen erleben wir manchmal Reso-
nanz, aber Religion und Kirchen sind erfah-
ren darin, diesem Gefühl der Verbundenheit
mit etwas Höherem einen Rahmen zu
geben“, sagte Rosa. Trotz der „Nichtverfüg-
barkeit“ von Resonanz – was bedeutet, daß

tecture Initiative (NIFEA), des OeRK, und
der Weltbünde der Lutheraner, Reformier-
ten und Methodisten. Einer Neuauflage der
ZacTax-Kampagne in Afrika diente eine
Tagung am 20. Mai in Johannesburg. Das
Hauptreferat hielt Suzanne Matale, frühere
Generalsekretärin des sambischen Kirchenra-
tes. Die Veranstaltung gab einen Einblick in
die glaubensverwurzelten afrikanischen
Sichtweisen auf gerechte Steuern und Repa-
rationszahlungen. Sie legte konkrete Vor-
schläge vor, wie die Besteuerung von Unter-
nehmen und Reichtum sowie soziale und
ökologische Ausgleichszahlungen aussehen
könnten.

Mitgliedschaften, Finanzen, Bauten

Als vorläufiges Mitglied des OeRK bis 2025
wurde u.a. der Bund freikirchlicher Gemein-
den in Deutschland vom Zentralausschuß
aufgenommen. Dazu kommen weitere neue
Mitgliedschaften.

sie nicht geplant, programmiert oder gekauft
werden kann – bieten Kirchen physische
Räume und Praktiken, die zu transformati-
ven Erfahrungen einladen.

„Die Kirchen könnten die Motoren für
dieses resonante Europa sein“, so Rosa.

Hartmut Rosa wirkt als Professor der
Soziologie an der Universität Jena, und als
Organist in seiner südbadischen Gemeinde.

Weltkirchenrat:
Strategieplan bis 2030

Für die Arbeit des Weltkirchenrats für die
kommenden acht Jahre beschloß sein Zen-
tralausschuß im Juni vier strategische Ziele
• Stärkung der Gemeinschaft und Vertie-
fung von Solidarität und Gemeinschaft
• Gemeinsames Zeugnis als verändernde
Nachfolge
• Spiritualität, Reflexion und Bildung för-
dern 
• eine innovative und inspirierende Kommu-
nikation entwickeln.

Engagement in Krisenherden

In nicht wenigen Krisenherden engagiert
sich der OeRK:
•  Er entsendet eine ökumenische Delega-
tion in den Sudan.
•  Er engagiert sich in der Menschenrechts-
krise in West-Papua und dem Konflikt zwi-
schen indonesischen Streitkräften und
bewaffneten Gruppen indigener Papua. 
• Im Mai organisierte der OeRK in Bali
einen Workshop für Amtskollegen aus Papua
zum Thema Menschenrechtsbeobachtung.
•  Er unterstützt in Kolumbien den Frie-
densprozess am Runden Tisch.
•  Im Irak wurde der vom OeRK geleitete
interreligiöse Prozess zur Überarbeitung der
Lehrpläne im März in Bagdad mit einer Ver-
anstaltung zum Thema „Zusammenleben“
erfolgreich abgeschlossen. Alle religiösen
und ethnischen Gruppen der irakischen
Gesellschaft nahmen daran teil. 
• Zwischen Januar und April nahmen zwei
Teams von rund 28 Personen am Oekume-
nischen Begleitprogramm für Palästina und
Israel (EAPPI) teil. 
•  In Syrien unterstützte der OeRK die Erar-
beitung von 20 „Prinzipien für einen syri-
schen Gesellschaftsvertrag“, d.h. Prinzipien
für das Zusammenleben. 
• Der OeRK setzte sein Engagement mit
dem UNHCR und Partnern aus der Zivilge-
sellschaft für den Aufbau einer globalen Alli-
anz zur Beendigung der Staatenlosigkeit
fort. 

Zachäus-Steuer-Kampagne

Im Mai 2023 wurde außerdem die Zachäus-
Steuer-Kampagne für globale Steuergerech-
tigkeit wieder aufgenommen. 

Die ZacTax-Kampagne ist Teil der New
International Financial and Economic Archi-
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Fröhliche Mitglieder des Finanzausschusses
besichtigen die Baufortschritte im “Green
Village” auf dem OeRK-Gelände in Genf

Die finanzielle Situation 2023 des Weltkir-
chenrates basiert auf Programmeinnahmen
von 14 Millionen CHF, gegenüber 16 Milli-
onen CHF für 2022. Der Hauptgrund für
diesen Rückgang der Einnahmen waren
ungünstige Wechselkurse. 61% der Mitglie-
der haben ihre Mitgliedsbeiträge bezahlt.
2022 wurden etwa 12 Personalstellen gestri-
chen. Im neuen Jahr ist es bisher gelungen,
alle Mitarbeitenden zu halten und alle vakan-
ten Leitungspositionen neu zu besetzen, bis-
lang wurde jedoch noch kein Stellvertreten-
der Generalsekretär ernannt.

Neue Herausforderungen bilden die von
der Vollversammlung in Karlsruhe ernannten
zusätzlichen Kommissionen, die finanziell
nicht abgesichert wurden.

Mit dem neuen Strategieplan sollen mehr
Mittel für Schwerpunktbereiche, besonders
für Friedensförderung und für Klimagerech-
tigkeit bereitgestellt werden.

Bei der Gebäudesituation seines Hauptsit-
zes in Genf hat der OeRK mit dem Verkauf
des nach der Konferenz von Kyoto benann-
ten -Grundstücks im Juli 2022 das erste Ziel
des „Green Village-Projekts“ erreicht: Alle
Darlehen in Höhe von 24 Millionen CHF,
die zur Refinanzierung des Pensionsfonds
aufgenommen wurden, sind zurückgezahlt.
Gegenüber weiteren Landverkäufen meldete
der Zentralausschuß jedoch Bedenken an.



Für die Renovierung des Oekumenischen
Zentrums wird ein Antrag an Genfer Stiftun-
gen gestellt. Für den Umzug in das
„Kyoto“-Gebäude auf dem bisherigen
OeRK-Gelände im Jahr 2024 sind für drei
Jahre drei Stockwerke angemietet worden.

Für die Bauzeit zog es der Lutherische
Weltbund (LWB)  vor, für drei Jahre seine
Räume an einem anderen Ort zu mieten und
nicht mit dem OeRK im Kyoto-Gebäude
zusammenzuarbeiten. Zur Begründung wur-
den Mietpreise und Raumaufteilung ange-
führt.

Der LWB wird danach im “Lima”-Gebäu-
de im Green Village in Zukunft residieren.

Für gerechte Welt auf sicherem
Planeten: 
Erdsystemgrenzen quantifiziert 

Menschen gehen immense Risiken für die
Zukunft der Zivilisation und der Lebewesen
auf dem Planeten ein, zeigt eine neue Studie
in der Fachzeitschrift Nature. Ein internatio-
nales Wissenschaftsteam der „Earth Com-
mission“ mit mehr als 40 Forschenden quan-
tifiziert erstmals sichere und gerechte Erdsy-
stemgrenzen auf globaler und lokaler Ebene
für mehrere biophysikalische Prozesse und
Systeme, die den Zustand des Erdsystems
regeln. 

Zum ersten Mal werden dabei Sicherheit
und Gerechtigkeit für die Menschheit auf der
Erde entlang der gleichen Messgrößen bezif-
fert und bewertet, die auch für die Bemes-
sung des Erhalts der Lebensgrundlagen und
der Stabilität der Erde herangezogen wer-
den. Gerechtigkeit sei eine Notwendigkeit,
um innerhalb der Erdsystemgrenzen leben
zu können. 

Indikatoren für Mensch und Planet

Die meisten der untersuchten planetarischen
Grenzen wurden bereits überschritten. Bei-
spielsweise verändern menschliche Aktivitä-
ten Wassersysteme wie Flüsse, Seen und
Grundwasser, übermäßige Mengen an Nähr-
stoffen werden durch den Einsatz von Dün-
gemitteln in die Wasserläufe freigesetzt, und
es gibt nur noch wenige Naturschutzgebiete
und Naturräume. Das stellt eine existenzielle
Bedrohung für einen stabilen Planeten dar,
für die Ökosysteme und ihre lebenswichtigen
Leistungen für die Menschen.

Eine sichere Zukunft erfordert globale
Ziele, die über das Klima hinaus gehen

Die Formulierung globaler Ziele konzen-
trierte sich bislang auf den Klimawandel und
die Begrenzung der globalen Erderwärmung
auf deutlich unter 2°C. Die Wissenschaft
zeigt deutlich, daß es auch notwendig ist,
alle anderen biophysikalischen Systeme und
Prozesse auf der Erde zu steuern, die für das
menschliche Wohlbefinden wesentlich sind. 

EKD zur Agenda 2030:
Ernüchternde Halbzeitbilanz 

Bei der Umsetzung der Agenda 2030 für
nachhaltige Entwicklung braucht es nach
Ansicht der evangelischen Kirche deutlich
mehr Tempo. Es werde zu wenig nachhaltig
produziert und konsumiert, zugleich stiegen
Subventionen fossiler Energien immer noch
an, erklärte ein EKD-Tagung am 22. Juni in
Berlin zur Halbzeit der Agenda 2030.

Bis zum Jahr 2030 sollen deren 17 Ziele
für nachhaltige Entwicklung erreicht sein.
Dazu zählen die Überwindung von extremer
Armut und Hunger sowie mehr Gleichbe-
rechtigung und Klimaschutz.  Es sei wahr-
scheinlich, daß kein einziges der Hauptziele
und nur 12 % der 169 Unterziele bis 2030
erreicht werden, so Referentin Imme Scholz. 

Pazifik-Inseln:
Für Vertrag über Nichtverbrei-
tung von fossilen Brennstoffen

Die Kirchen in seiner Pazifik-Region würden
um Unterstützung für die Verluste und für
einen Vertrag über die Nichtverbreitung von
fossilen Brennstoffen bitten, weil die Inseln
durch den Klimawandel äußerst gefährdet
seien, sagte Pastor Armstrong Pitakaji von
der Vereinigten Kirche auf den Salomonen. 
„Unser Glaube an Gott ist Grund für unsere
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Resilienz als pazifische Klimakämpferinnen
und Klimakämpfer.“

Viele Menschen auf den Pazifikinseln wür-
den bereits lösungsorientierte Maßnahmen
ergreifen. So zum Beispiel auf den Cookin-
seln, wo sich die Menschen wieder auf die
Ernährungsformen und Nahrungsmittel
ihrer Vorfahren besinnen würden – auf indi-
gene Nahrungsmittel, die in den Bergen zu
finden sind und dort kultiviert werden kön-
nen und die „unsere Ernährung und die
Kapazitäten der Menschen verbessern, dem
Klimaschock standzuhalten“.

Pitakaji rief die Kirchen dringend auf, zu
Investitionen in Wasserver- und Abwasser-
ent-sorgungssysteme zu ermutigen, weil das
gesunde Ernährungssysteme und eine Um-
stellung auf erneuerbare Energien fördere.

Philippinen:
Die Kirchen fordern den Schutz
der Menschenrechte 

Besorgnis über die anhaltenden Menschen-
rechtsverletzungen auf den Philippinen
brachte der Nationale Kirchenrat der Philip-
pinen während der Generaldebatte der 52.
Sitzung des UN-Menschenrechtsrates in
Genf zum Ausdruck. “Drogenbedingte
Tötungen werden unter der Regierung von
Präsident Ferdinand Marcos Jr. mit 223
Opfern seit Juli 2022 ungestraft fortgesetzt.
Seit der Amtszeit von Präsident Rodrigo

Meiste Grenzen schon über-
schritten

Sieben der acht sicheren und
gerechten planetarischen Grenzen
sind laut “Earth Commission” über-
schritten. Nur die Luftverschmut-
zung lag weltweit innerhalb der
gefährlichen Grenzen, obwohl sie
jährlich schätzungsweise 4,2 Millio-
nen Todesfälle verursacht. 

Wie man innerhalb der Gren-
zen bleibt

“Wenn sieben der acht Schwellen-
werte überschritten sind, was
bedeutet das dann für unsere
immer noch schwachen Bemühun-
gen, einen nachhaltigeren Weg
einzuschlagen?”, fragt ein Nature-
Leitartikel. Die Ansichten der For-
scher darüber, wie diese Frage
angegangen werden sollte, gehen
weit auseinander - von denen, die
dafür plädieren, innerhalb des der-
zeitigen Wirtschaftssystems zu
arbeiten, bekannt als grünes
Wachstum, bis hin zu denen, die
dafür plädieren, es zu verändern,
bekannt als Postwachstum oder
Degrowth mit der Zielsetzung
“öffentlicher Luxus und private
Suffizienz” (Kate Raworth). 



Duterte werden die Täter nur in sehr gerin-
gem Maße zur Rechenschaft gezogen”, sagte
Mervin Toquero, Programmsekretär des
Nationalen Kirchenrates auf den Philippinen.

Menschenrechtsverteidiger, einschließlich
Kirchenleute und humanitäre Helfer, werden
unter dem Anti-Terror-Gesetz und anderen
damit verbundenen Gesetzen zur Zielschei-
be, bemerkte Toquero. 

Der Nationale Kirchenrat der Philippinen
appellierte daher an den Menschenrechtsrat,
die philippinische Regierung aufzufordern,
das Gesetz über Menschenrechtsverteidiger
zu verabschieden und das Antiterrorismusge-
setz aufzuheben, da es Menschenrechtsver-
teidiger gefährdet. 

“Wir bitten den Rat, die philippinische
Regierung weiterhin zu drängen, mit dem
Internationalen Strafgerichtshof zusammen-
zuarbeiten, da dies praktikable Mechanismen
zur Rechenschaftspflicht und zur Bekämp-
fung der Straflosigkeit bieten würde”, hieß es
in der Erklärung.

Brasilien:
Parlament will Landrechte von
Indigenen aufweichen

Der brasilianische Kongress will die Auswei-
sung von indigenen Schutzgebieten erschwe-
ren. Das Abgeordnetenhaus stimmte am 24.
Mai mit 324 Stimmen für ein entsprechendes
Projekt, wie das Nachrichtenportal „G1“
berichtet. 131 Parlamentarier votierten dage-
gen, es gab eine Enthaltung. Das umstrittene
Projekt stammt noch aus der Zeit des rechts-
extremen Präsidenten Jair Bolsonaro, der die
wirtschaftliche Ausbeutung im Amazonas-
Regenwald vorantreiben wollte.
Indigenen-Ministerin Sônia Guajajara sprach
auf Twitter von einem „gesetzlich verordne-
ten Völkermord“. Es handele sich um ein
Gesetz, das gegen die brasilianische Verfas-
sung und die Rechte der indigenen Bevölke-
rung verstoße, weil es bisher nicht kontak-
tierte isolierte Völker direkt betrifft. Sie zeig-
te sich „frustriert“ darüber, daß Präsident
Luiz Inácio Lula da Silva nicht dagegen vor-
gehe.

Juristisch umstritten

Über das Projekt „Marco temporal“ wird
seit 2021 gestritten. Es handelt sich dabei
um eine umstrittene juristische These, die
etwa Großgrundbesitzer so auslegen, daß
indigene Völker nur dort Land beanspruchen
können, wo sie bereits vor der Verfassung
von 1988 lebten. Allerdings wurden viele
Urvölker von ihrem ursprünglichen Land
vertrieben und hätten so nie eine Chance auf
Rückkehr. Das Oberste Gericht analysiert
seit Jahren, ob diese Gesetzesauslegung ver-
fassungsgemäß ist.

Präsident Lula hatte bei Amtsantritt im
Januar eine Abkehr dieser Politik verspro-
chen. Im April unterzeichnete er Dekrete,
die erstmals seit 2018 wieder Indigenen-

hat die Luzerner Kirche ihre Mitglieder im
Februar zu einem groß angelegten digitalen
Dialog eingeladen. In der Großgruppenkon-
ferenz wollte sie von ihren Mitgliedern wis-
sen, warum sie Teil der Kirche sind, was die
Kirche tun muß, damit sie Mitglied bleiben
und was Gründe für einen Austritt waren.
Rund 200 Teilnehmende aus Kirche, Politik,
Kultur, Wirtschaft, Verwaltung, Gesund-
heitswesen, Sport, Bildung sowie weiteren
Konfessionen und Glaubensrichtungen nah-
men teil. Nun liegen erstmals Ergebnisse
vor. 

„Viele sind Mitglied in der Kirche, weil
Werte wie Verantwortung und Solidarität als
wichtig erachtet werden“, schreibt die
Luzerner Landeskirche in einer Mitteilung.
Die Teilnehmenden hätten Halt, Orientie-
rung, Spiritualität sowie ein Ort für Lebens-
und Sinnfragen als für sie wichtige Gründe
für eine Mitgliedschaft angegeben. 

Eine Erkenntnis sei, daß sich das kirchliche
Leben sehr auf die Gruppe einer niedrigeren
Prozentzahl von Gotttesdienstbesuchenden
sowie Besuchende von regelmäßigen Ange-
boten konzentriere. Die Mehrheit der Mit-
glieder würden allerdings mit diesen Ange-
boten nicht angesprochen. Hier brauche es
Maßnahmen, um die Sichtbarkeit zu erhö-
hen und die gesellschaftliche Wirkung der
Kirche als Gemeinschaft zugänglich zu
machen.

Erfreulich sei, daß Kirche noch immer als
wichtiger Teil, der die Gesellschaft zusam-
menhält, anerkannt und geschätzt werde.
Weiter genieße die Seelsorge große Akzep-
tanz, damit werde ein niederschwelliger
Zugang sichergestellt.

US-Bericht zur Religionsfreiheit:
Teilweise Fortschritte 

„Religionsfreiheit ist lebenswichtig für
gesellschaftliche Stabilität.“ Das sagte US-
Außenministern Antony Blinken bei der Vor-
stellung des neuen Jahresberichts zu Reli-
gionsfreiheit. Das Fazit des Berichts: in Tei-
len der Welt gibt es Fortschritte bei der Reli-
gionsfreiheit. Mancherorts habe sich die
Zivilgesellschaft für Veränderungen einge-
setzt, „und Regierungen haben das gehört“.
Allerdings äußerten Blinken auch Kritik und
warf unter anderem China und Myanmar
eine Verletzung des Menschenrechts auf
freie Religionsausübung vor. 

Der neue Jahresbericht der USA zur Reli-
gionsfreiheit lobt Kanada, die Europäische
Union (EU) und Brasilien für ihre Fort-
schritte in diesem Bereich. 

Im Bericht werden positive Entwicklungen
hervorgehoben, wie die Einrichtung von
Büros gegen Islamophobie in Kanada und
der EU sowie die Ernennung eines Antise-
mitismusbeauftragten in Kroatien. Brasilien
wird dafür gelobt, daß es die religiösen
Rechte der afro-brasilianischen Bevölkerung
gestärkt hat. Ein neues Gesetz verbietet dort

 

4 OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST 2/2023 OEKUMENE

Schutzgebiete auswiesen. Das Dekret garan-
tiert den Ureinwohnern die ausschließliche
Nutzung der natürlichen Ressourcen auf die-
sen Gebieten. Das Land darf nicht verkauft
werden, auch Bergbau ist untersagt. 

Der letzten Volkszählung aus dem Jahr
2010 zufolge leben in Brasilien etwa
800.000 Indigene, die meisten von ihnen in
Reservaten, die 14 Prozent der Landesfläche
ausmachen. 

Irak:
Wirksame Wahlrechte für Chris-
ten

Die Lage der Christen ist im Irak nach wie
vor unsicher – besonders in der Ninive-
Ebene nördlich und westlich der Stadt Mos-
sul im Nordirak, in der seit vielen Jahrhun-
derten Christen siedeln. Um sie zu verbes-
sern, fordert der Ende Februar gegründete
Ninive-Rat aus sieben Kirchen des Gebietes
Reformen im irakischen Wahlsystem. Die
Zukunft der Christen hänge davon ab, ob sie
ihre Interessen selbst auf nationaler, regiona-
ler und kommunaler Ebene vertreten kön-
nen. Der Niniveh-Rat fordert, daß die für
Christen vorgesehenen Sitze in den lokalen
und nationalen Parlamenten tatsächlich nur
von der christlichen Minderheit besetzt wer-
den können. Andernfalls würden die Chri-
sten künftig Wahlen boykottieren. 
Das derzeitige Wahlsystem führe dazu, daß
die Mehrheit der gewählten Kandidaten für
die den Christen vorbehaltenen Sitze „nicht
wirklich die legitimen Forderungen und
Interessen der irakischen christlichen
Gemeinschaften auf politischer Ebene vertre-
ten“, heißt es in der Erklärung.

Die alten Minderheitengemeinschaften des
Irak schrumpfen dramatisch. Einige von
ihnen sind immer noch gewaltsamen Angrif-
fen durch ISIS oder andere bewaffnete
Gruppen ausgesetzt, viele leben noch in
Lagern, vertrieben aus ihren Häusern, und
die meisten kämpfen wirtschaftlich ums
Überleben. Wellen der Auswanderung haben
die christliche Bevölkerung des Irak von 1,5
Millionen im Jahr 2003 auf geschätzte
250.000 oder weniger reduziert. Die Stär-
kung der Minderheitenvertretung in der
Regierung ist entscheidend, um diese Pro-
bleme zu lösen.

Schweiz:
Luzerner Reformierte fühlen
ihren Mitgliedern auf den Zahn

Die Reformierte Kirche des Kantons Luzern
wollte in einer Konferenz herausfinden, was
ihre Mitglieder an der Kirche schätzen und
was nicht. Die Ergebnisse haben sie nun aus-
gewertet. 

Im Jahr 2022 hat die Reformierte Kirche
Luzern rund 1000 Kirchenaustritte verzeich-
nen müssen. Sie liegt damit im schweizeri-
schen Trend. Um diesem entgegenzuwirken,



Diskriminierung aufgrund religiöser Prakti-
ken. In der Zentralafrikanischen Republik
beschäftigt sich ein Gericht mit religiös moti-
vierter Gewalt.

Berichte aus Nordkorea deuten darauf hin,
daß dort Menschen wegen religiöser Aktivi-
täten hingerichtet werden. In Indien wurden
laut Bericht Sicherheitskräfte in mehreren
Bundesstaaten wegen Gewalt gegen religiöse
Minderheiten angeklagt. In Pakistan werden
Blasphemieprozesse durchgeführt.

Das US-Außenministerium veröffentlicht
seit 25 Jahren Berichte zur Religionsfreiheit
und strebt an, daß Religionsfreiheit für alle
Menschen weltweit zur Realität wird.

Myanmar: 
Junta enteignet Immobilien von
Regimegegnern

Seit dem Putsch vom 1. Februar 2021 hat
die Junta in Myanmar 751 Immobilien von
Regimegegnern beschlagnahmt darunter
eine christliche Kirche und ein buddhisti-
sches Kloster. 

Laut einer Dokumentation des “Hilfsver-
eins für politische Gefangene Birma”
(AAPPB) waren demokratisch gewählte
Abgeordnete, Mitglieder der gestürzten
Regierungspartei Nationale Liga für Demo-
kratie (NLD) und Unterstützer des Wider-
stands gegen die Militärdiktatur von Enteig-
nungen betroffen. Die Junta hat mehrere
Immobilien, darunter Kirchen, Klöster,
Häuser, Apartments, Wirtschafts- und
Gewerbebetriebe, Kliniken, Ambulanzen
und Schulen, beschlagnahmt. Dies raubt den
Demokratieaktivisten ihr Eigentum und
ihren Lebensunterhalt. Einige wurden bei
der Beschlagnahmung festgenommen, wäh-
rend andere rechtzeitig fliehen konnten.

Die Junta versucht durch die Enteignung
von Immobilien und die massive Zerstörung
von Eigentum den Widerstand gegen ihr
Regime zu brechen. Seit dem Putsch wurden
laut dem “Institut für Strategie und Politik -
Myanmar” über 57.000 Häuser, darunter
mehr als 100 Kirchen, kirchliche Einrichtun-
gen und buddhistische Tempel, in Dörfern
und Townships niedergebrannt. Das Militär
hat in weiten Teilen des Landes die Kontrol-
le an die “Volksverteidigungsarmee” der
demokratischen Parallelregierung “National
Unity Government” und an Milizen der eth-
nischen Minderheiten verloren. Sicherheits-
experten zufolge kontrollieren die Armee
und paramilitärische Einheiten der Junta nur
noch die größeren Städte, die meisten Grenzü-
bergänge sowie die See- und Luftwege.

Japan: 
Christentum wächst von niedri-
gem Level aus

In Japan nimmt die Zahl der Christen im
Vergleich zu anderen Religionen zu. Das

geht aus dem Jahresbericht 2022 der japani-
schen Agentur für kulturelle Angelegenhei-
ten hervor. 

Die Erhebung („sh?ky? nenkan“) nutzt
Angaben der Religionsgemeinschaften des
Jahres 2021. Allein christliche Kirchen konn-
ten laut der Statistik in Japan neue Mitglie-
der gewinnen, und zwar fast 52.300. Insge-
samt sei die Christenzahl damit auf
1.967.584 gestiegen. In Japan sind kaum
mehr als ein Prozent der Gesamtbevölkerung
Christen.

Die katholische Kirche hat dennoch  seit
2020 fast 4.000 Mitglieder verloren und
zähle nunmehr nur noch 431.100 Gläubige.
Laut Kirchenangaben hat das mit ähnlichen
Problemen wie in Europa zu tun, darunter
einer Entfremdung junger Leute von der
Kirche. Insgesamt seien die Japaner mit dem
Christentum vertraut, beliebt seien etwa
Weihnachtstraditionen und Hochzeiten im
„Christlichen Stil“.

In Japan sind die meisten Menschen Shin-
toisten oder Buddhisten, deren Zahl aber
laut der Statistik ebenfalls rückläufig ist.
Viele gehören auch mehreren Religionen an. 

Die religiöse Landschaft in Japan befindet
sich im Wandel, da die muslimische Bevölke-
rung zunimmt. Dies hat zu Spannungen
geführt, da der monotheistische Charakter
des Islam mit dem traditionellen Shintois-
mus, der polytheistischen Religion Japans,
als unvereinbar angesehen wird. Laut Berich-
ten hat sich die Zahl der Muslime in Japan in
den letzten 20 Jahren verzehnfacht und liegt
derzeit bei etwa 200.000. Das Wachstum ist
teilweise auf Mischehen und größtenteils auf
Einwanderung zurückzuführen 

Der Shintoismus, die einheimische Reli-
gion Japans, basiert auf Folklore, Ritualen
und animistischem Glauben. Shinto umfaßt
keine umfassenden Lehren oder ein starres
Glaubenssystem, sondern betont Reinheit,
Dankbarkeit und ein Leben in Harmonie mit
der Natur. Der Anteil der ausländischen
Bevölkerung insgesamt in Japan beträgt
weniger als zweieinhalb Prozent.

UN-Klimagespräche:
Hilfen reichen nicht

Zu Beginn der Bonner UN-Klimagespräche
(5. bis 15. Juni) veröffentlicht Oxfam eine
neue Analyse. Sie zeigt, daß die tatsächlichen
Klima-Hilfen wesentlich geringer ausfallen,
als es die gemeldeten Zahlen der Geberlän-
der vermuten lassen.

Seit drei Jahren halten die reichen Industrie-
länder ihr Versprechen nicht ein, die einkom-
mensschwachen Länder mit jährlich 100 Milli-
arden Dollar bei Klimaschutz und Anpassung
an den Klimawandel zu unterstützen.

Im Climate Finance Shadow Report 2023
schätzt Oxfam, daß die tatsächliche Unter-
stützung der reichen Länder im Jahr 2020
womöglich höchstens 24,5 Milliarden Dollar
betrug – deutlich weniger, als die 83,3 Mil-
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liarden Dollar der offiziellen Berichterstat-
tung. Die Diskrepanz kommt zustande, weil
die Geberländer die Klimawirkung vieler
Projekte überschätzen und Kredite zum
Nennwert angerechnet werden und nicht
anhand ihrer Unterstützungsleistung. Sie
ergeben sich nicht aus den Krediten selbst,
sondern durch ihre oft günstigen Konditio-
nen.

Wie viel Geld tatsächlich nötig wäre, um
globale Klimagerechtigkeit herzustellen und
gleichzeitig sicherzustellen, daß das 1,5-
Grad-Limit aus dem Pariser Weltklimaver-
trag noch gehalten wird, haben nun zwei bri-
tische Forscher berechnet. Die Industriestaa-
ten müßten danach bis 2050 insgesamt rund
170 Billionen Dollar an Entschädigungszah-
lungen an arme Länder leisten, um ihre
historische „Kohlenstoff-Schuld“ abzutra-
gen. Das wären pro Jahr knapp sechs Billio-
nen Dollar – also 6000 Milliarden – oder
etwa sieben Prozent des jährlichen weltwei-
ten Bruttoinlandsprodukts (BIP). Autoren
der Studie sind die Ökonomen Andrew Fan-
ning (Universität Leeds) und Jason Hickel
(London School auf Economics), erschienen
ist sie in „Nature Sustainability“.

Die beiden Forscher gingen bei ihrer
Berechnung von dem globalen „CO2-Bud-
get“ aus, das laut Weltklimarat IPCC bei
Einhaltung des 1,5-Grad-Ziels emittiert wer-
den darf. Das sind 1,8 Billionen Tonnen
CO2. Sie ermittelten für 168 Länder welt-
weit den „fairen Anteil“ daran, basierend auf
der jeweiligen Bevölkerungszahl. Sodann
verglichen Fanning und Hickel diese Menge
mit den CO2-Frachten, die das jeweilige
Land seit 1960 freigesetzt hat, und kalkulier-
ten für alle Staaten die weiteren Emissionen,
wenn diese bis 2050 auf „netto null“ herun-
terfahren werden.

Es zeigte sich, daß vor allem die Industrie-
nationen des globalen Nordens ihre gerechte
Zuteilung an Emissionen bereits deutlich
überschritten haben, im Schnitt um das
Dreifache. 

Internationale Finanzarchitektur:
Reformvorschläge des UNO-
Generalsekretärs

In einem „Policy Brief“ hat der UN-Gene-
ralsekretärs eine breite Palette von Reform-
vorschlägen zur internationalen Finanzarchi-
tektur vorgestellt. Zu den Empfehlungen
zählt der Vorschlag zur Governance-Reform
des Internationaler Währungsfonds und der
Weltbank. Hier wird empfohlen, das vielfach
kritisierte One-Dollar-One-Vote System,
durch den Faktor Bevölkerung zu ergänzen.
Breiten Raum nehmen auch neue Institutio-
nen für die Lösung von Schuldenkrisen ein.
Der Generalsekretär unterstützt die Einrich-
tung einer neuen Global Debt Authority, die
den lange geforderten internationalen
Rechtsrahmen für Staateninsolvenzen ent-
wickeln soll. 



Im Bereich Steuern fordert der UN-General-
sekretär eine Erhöhung des Mindeststeuer-
satzes für transnationale Konzerne Auch die
Einführung internationaler Steuern, zum
Beispiel auf Finanztransaktionen oder die
Schiff- und Luftfahrt, soll Teil des Reform-
programms sein. 

Der Policy Brief ist Teil des UN-Reform-
prozesses “Our Common Agenda”. 

Sipri zu Militärausgaben: 
Atomwaffenarsenale wachsen
wieder

Nie haben Staaten mehr Rüstungsgüter
gekauft enthüllt das neue Jahrbuch des For-
schungsinstituts Sipri. Global seien es im ver-
gangenen Jahr 2.240 Milliarden Dollar
gewesen. Weltweit würden die Regierungen
durchschnittlich 6,2 Prozent der Staatsbud-
gets für das Militär aufwenden. Besonders in
Europa sieht das Institut einen anhaltenden
Aufrüstungstrend.

ren Jahren die Frage, ob Frauen Pastoren
werden dürfen. Eine Minderheit protestiert
gegen die vorherrschende Auffassung, daß
das Pastorenamt aus biblischen Gründen
Männern vorbehalten ist. Mit überwältigen-
der Mehrheit stimmten die Delegierten in
New Orleans nun für den Aufschluß von
zwei Gemeinden mit Pastorinnen.

Ausgeschlossen wurden die Saddleback
Kirche in Kalifornien, eine der größten
Gemeinden der Südlichen Baptisten. 2021
waren dort drei Frauen ordiniert worden.
Ebenfalls ausgeschlossen wurde die von einer
Pastorin geleitete Fern-Creek-Baptistenkir-
che in Louisville (Kentucky). Dem Saddle-
back-Gründer Rick Warren und der Fern-
Creek-Pastorin Linda Barnes Popham wur-
den jeweils drei Minuten Redezeit gewährt.

Die Southern Baptist Convention hat zwi-
schen 2021 und 2022 beinahe eine halbe
Million Mitglieder verloren. 2006 gehörten
dem Verband noch 16,3 Mio. Gläubige an.

Uganda:
Anti-LGBTQ-Gesetz 
spaltet  anglikanische Kirche 

Das umstrittene Anti-LGBTQ-Gesetz in
Uganda spaltet die anglikanische Kirche. Der
Erzbischof von Canterbury hat sich zu dem
Gesetz geäußert, was zu einer Entfremdung
zwischen den Kirchenführern geführt hat.
Ein konservativer Kirchenführer warf dem
Oberhaupt der anglikanischen Kirche vor,
mit seiner Kritik am Anti-LGBTQ-Gesetz
den Kolonialismus fortzusetzen. Das Gesetz,
das kürzlich in Uganda eingeführt wurde, ist
eines der härtesten seiner Art weltweit.

In einem Brief an den ugandischen Erzbi-
schof Stephen Kaziimba drückte Welby sein
Bedauern und seine Bestürzung über die
Unterstützung des Gesetzes aus. Er betonte,
daß es nicht darum gehe, westliche Werte
aufzuzwingen, sondern daran zu erinnern,
daß jeder Mensch als Kind Gottes mit Für-
sorge und Respekt behandelt werden müsse.

Papst-Botschaft: 
Weltgebetstag für die Bewah-
rung der Schöpfung 

In einer Botschaft zum Weltgebetstag für die
Bewahrung der Schöpfung am 1. September
2023 drückt Papst Franziskus seine Sorge
über die Ungerechtigkeit und den Mangel an
Frieden in der Welt aus. 

Er betont auch die Bedeutung eines ganz-
heitlichen Ansatzes für die Bewahrung der
Schöpfung. Er fordert eine ökologische
Umkehr, bei der die Beziehung zur Natur als
heiliges Geschenk Gottes betrachtet wird. 

Indonesien:
Schweizer Zementkonzern ver-
klagt

Vier Bewohnerinnen der indonesischen Insel
Pulau Pari haben den Schweizer Zementpro-
duzenten Holcim verklagt. Sie fordern, daß
der Konzern die Kosten für Schäden infolge
der Klimaerwärmung übernimmt, sich finan-
ziell an Schutzmaßnahmen beteiligt und
seine CO2-Emissionen reduziert: Um 43
Prozent bis 2030 und um 69 Prozent bis
2040. Von den rund 7.000 indonesischen
Inseln sind bereits 23 vom steigenden Mee-
resspiegel verschluckt worden, weitere 115
könnten in den nächsten Jahren folgen.

Die Klägerinnen fordern keine bestimmte
Geldsumme, sondern erhoffen sich einen
wegweisenden Präzedenzfall für mehr Klima-
gerechtigkeit. Sie wollen sicherstellen, daß
ihre Insel und tausende andere Inseln und
Küstenregionen eine Zukunft haben. Die
Klage gegen Holcim ist bemerkenswert, weil
es die erste Klimaklage gegen ein Schweizer
Unternehmen ist. Ein Schuldspruch könnte
eine Klagewelle auslösen. Derzeit wird der
Fall vor dem Zuger Kantonsgericht verhan-
delt, bis zu einem rechtskräftigen Urteil
dürften noch Jahre vergehen.

Holcim, der weltweit grösste Baustoffpro-
duzent, ist aufgrund seiner enormen CO2-
Emissionen der grösste CO2-Verursacher in
der Schweiz. Obwohl das Unternehmen in
Indonesien nicht mehr aktiv ist, klagen die
Betroffenen Holcim an, weil die Zementpro-
duktion erhebliche CO2-Emissionen verur-
sacht. Das Hilfswerk argumentiert, daß es
für das Weltklima irrelevant sei, aus welchem
Land die Emissionen stammen. Die Klage
bezieht sich auf den Anteil von Holcim an
den weltweiten CO2-Emissionen seit 1750.

Die Klägerinnen hoffen, daß ihre Aktion
andere Menschen inspiriert, für Klimage-
rechtigkeit zu kämpfen. Sie reisen im Rah-
men einer großen Kampagne und besuchen
politische Vertreterinnen in verschiedenen
Ländern, um ihre Geschichte zu erzählen
und Unterstützung zu gewinnen.

USA: 
Südliche Baptisten erlauben
keine Pastorinnen

Die größte protestantische Kirche der USA
hat bei ihrer Jahresversammlung in New
Orleans mit überwältigender Mehrheit zwei
Gemeinden ausgeschlossen, die Frauen als
Pastorinnen beschäftigen.

Mehr als 12.000 Delegierte waren in New
Orleans zur Jahresversammlung der größten
protestantischen Kirche der USA zusammen-
gekommen. Im Spektrum der US-Christen-
heit bewegt sich der 13,2 Millionen Mitglie-
der zählende Südliche Baptistenverband auf
der konservativen Seite. Das hat sich in New
Orleans wie erwartet bestätigt.
Top-Streitpunkt in der Kirche ist seit mehre-
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in
Ergänzung zu eigenen Recherchen Agentur mel dungen von
OeRK, LWI, RWF, CEC, RNA, RV und KIPA ausgewertet.

Das Sipri-Jahrbuch hebt den Konflikt in der
Ukraine hervor, der zu einer deutlichen Ver-
schlechterung der Beziehungen zwischen
den Großmächten geführt hat. Dadurch
werden lokale und regionale Konflikte
schwieriger zu bewältigen. Das Institut kriti-
siert, daß die EU und die NATO sich auf die
Territorialverteidigung der Ukraine konzen-
triert haben, anstatt Konfliktmanagement zu
betreiben. In Asien nehmen die Spannungen
zwischen China und den USA ebenfalls zu.

Die Invasion Russlands in die Ukraine hat
schwerwiegende Auswirkungen auf die
nukleare Rüstungskontrolle und die Abrü-
stungsdiplomatie gehabt. Die USA haben
ihren bilateralen strategischen Stabilitätsdia-
log mit Russland pausiert, und Russland hat
seine Teilnahme am Vertrag über Maßnah-
men zur weiteren Reduzierung und Begren-
zung strategischer Offensivwaffen (New
START) ausgesetzt. Die Gespräche über
einen Folgevertrag für die 2026 auslaufenden
New START-Maßnahmen wurden ebenfalls
ausgesetzt.

Laut Sipri-Annahmen stieg die Zahl der
potenziell einsatzbereiten atomaren Spreng-
köpfe weltweit im Jahr 2022 um weitere 86
auf 9.576 an.
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Aus oekumenischen NETZEN

® Oekumenisches Netz in
Deutschland

Vierzig Jahre konziliarer
Prozess - wie weiter?

Die großen Herausforderungen unserer Zeit
mit Klimakatastrophe, Reichtumskonzentra-
tion und Armutszunahme sowie fortgesetz-
ter Drohung mit Massenvernichtungswaffen
haben eine kenntnisreiche und tief verwur-
zelte Antwort gefunden in den christlichen
Kirchen – Jahrzehnte bevor sie ins massen-
mediale Bewusstsein rückten. 

Im Jahr 2023 blicken wir auf 40 Jahre des
gemeinsamen Lernprozesses von Christen
und Kirchen für Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung zurück. Der Zei-
traum erinnert an die Wüstenwanderung
Israels. Seit dem Aufbruch bei der Vollver-
sammlung des Oekumenischen Rates 1983
in Vancouver hat sich dieser Konziliare Pro-
zess zu einer weltweiten christlichen Bewe-
gung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewah-
rung der Schöpfung entwickelt. Er hat sich
als bestmögliche Zusammenfassung der heu-
tigen Glaubens- und Überlebensfragen her-
ausgestellt, die unmittelbar angesprochen
werden. Er hat zahlreiche Initiativen und
Umwälzungen in Gang gesetzt. Und er ver-
fügt über eine gute und tiefverankerte Basis.
In der Vergangenheit fand er Aktualisierun-
gen durch die Dekade zur Überwindung von
Gewalt, die ökumenischen Pilgerwege für
Gerechtigkeit und Frieden oder für Klimage-
rechtigkeit. Die dreidimensionale Zusam-
menfassung der großen Glaubens- und
Überlebensfragen unserer Zeit ist jedoch
unübertroffen. Sie soll erneut ins Gedächtnis
gerufen werden. Papst Franziskus hat diesel-
ben Ziele in „Laudato Si“ vorgestellt und auf
ihren unlösbaren Zusammenhang hingewie-
sen. Alles andere wäre unterkomplex. 

Verbindung mit Nachhaltigkeitszielen

Die 17 Entwicklungsziele (SDGs) der UNO
von 2015 lassen sich gut verknüpfen mit den
Zielen des Konziliaren Prozesses. Hier sind
Dialog und Kooperationen mit Zivilgesell-
schaft und der Politik möglich. Kirchen und
ökumenische Initiativen können hier einen
Beitrag für einen Bewusstseinswandel leisten
und auf die bisherigen Ergebnisse des konzi-
liaren Prozesses zurückgreifen. Dabei gilt es,
diese Lernbewegung weiterzuführen.

Es ist offenkundig auch innerhalb der Kir-
chen notwendig, ökumenisches Selbstbe-
wusstsein aufgrund der im konziliaren Pro-
zess erreichten Ergebnisse zu stärken. 

Aktuell steht erneut die Friedensfrage mit
der nuklearen Bedrohung wieder im Vorder-
grund. Wir müssen über eine neue Friedens-
ordnung in Europa nachdenken. Und dabei
langfristige Planungen mit sozialer Verteidi-
gung berücksichtigen- und was denn wie
verteidigt werden soll. Als ReferentInnen
haben Christine Hoffmann, Generalsekretä-
rin von Pax Christi und Ute Finckh-Krämer,
Ex-MdB und Plattform für zivile Konfliktbe-
arbeitung zugesagt.

Der Oekumenische Ratschlag ist ein bun-
desweites Treffen, zu dem ökumenisch
Engagierte und Initiativgruppen zur Posi-
tionsbestimmung und Absprachen eingela-
den sind.

Er findet in Präsenz und digital am 02.
und 03. September 2023 (Samstagabend bis
Sonntagmittag) zusammen mit “Dreißig
Jahre kommunale Oekumene” (vgl. Oekum-
enischer Informationsdienst Nr. 129)
sowohl vor Ort in Berlin und digital statt.
Anmeldung für präsentische Teilnahme oder
Link entweder per E-Mail an info@kommu-
nale-oekumene.de mit Kopie an ecunet@t-
online.de oder per Post an Büro der Kom-
munalen Oekumene (se. unten).

30 Jahre Konziliarer- und Nachhaltig-
keitsprozess in Berlin-Treptow/Köpe-
nick

Am 02. September begeht die kommunale
Oekumene in Berlin-Treptow/Köpenick Ihr
dreißigjähriges Jubiläum. Sie verbindet öku-
menische Bewegung mit Kommune und
Zivilgesellschaft in ihrem „Drei-Säulen“-
Modell. Die Veranstaltungen von Kommu-
naler Oekumene und Oekumenischem Rat-
schlag sind zeitlich aufeinanderfolgend und
räumlich wie organisatorisch verbunden.

Kontakt: Oekumenisches Netz in Deutschland, c/o
Dr. Klaus Wazlawik, Kommunale Oekumene, Rudo-
wer Straße 23, 12557 Berlin, Tel.: 030 / 46 73 45 94,
E-Mail wazlawik@kommunale-oekumene.de

® Rhein-Mosel-Saar
Krise auf dem Tisch - Globale
Nahrungsmittelproduktion und
Hintergründe

Der Krieg in der Ukraine gilt als eine Ursache
für zunehmende Hungerkrisen v.a. in ostafrika-

nischen Ländern. Dass der Krieg zwischen den
beiden großen Weizenproduzenten Russland
und Ukraine eine verstärkende Wirkung auf die
weltweite Hungerlage hat, ist offensichtlich –
das Problem des weltweiten Hungers von etwa
einer Milliarde Menschen liegt aber tiefer. 

Grundsätzlich werden ja ausreichend Nah-
rungsmittel produziert, um ca. 12 Mrd.
Menschen zu ernähren, auch wenn die öko-
logischen Folgen dabei oft nicht ausreichend
problematisiert werden. Gleichzeitig leiden
ja fast eine Milliarde Menschen jeden Tag
Hunger, während Tonnen von Nahrungs-
mitteln weggeworfen werden. 

Wenn Leid von Menschen, der Armen
und Marginalisierten, Ausgangspunkt des
Denkens und Handelns sein soll – ob bib-
lisch-theologisch oder kritisch-theoretisch
begründet –, dann ist dieser Zustand nicht
hinnehmbar. Es gibt zu denken, dass die
gesellschaftlichen, genauer gesagt kapitali-
stisch-patriarchalen Verhältnisse Grund die-
ses Hungerleidens sind, nicht einfach der
böse Wille von Menschen. Dies soll mit
Roman Herre (FIAN), Dr. Eberhard
Löschcke und Dominic Kloos (beide AK
processus confessionis der Ev. Kirche im
Rheinland) am 04.11.2023, 9.45-13.15h im
Gemeindehaus der Lutherkirche in Bonn
diskutiert werden.

Kontakt: Oekumenisches Netz Rhein – Mosel – Saar
e.V., Dominik Kloos, Fröbelstr. 9, 56073 Koblenz,
Tel. 0261-89926284, E-Mail: info@oekumenisches-
netz.de, www.oekumenisches-netz.de

® Sachsen

Oekumenischer Weg für
Gemeindegruppen 

Der Oekumenische Weg für Gerechtigkeit,
Frieden und Bewahrung der Schöpfung in
Sachsen ist ein Gemeinschaftsprojekt der
Ev.-luth. Landeskirche Sachsens, des
Bistums Dresden-Meißen und der Arbeits-
gemeinschaft Christlicher Kirchen in Sach-
sen. Die Initiative hat zum Ziel, die Verbin-
dung zwischen christlichem Glauben und
Engagement für Chancengleichheit, Kon-
fliktlösung sowie Nachhaltigkeit zu stärken
in der Tradition des Konziliaren Prozesses.
Das Projekt unterstützt, ermutigt und för-
dert Kirchen und Gemeinden in Sachsen auf
diesem Weg. Dabei setzt es auf das ökume-
nische Miteinander und das Engagement
aller Generationen.

Die AG „Oekumenischer Weg“ bietet
Unterstützung für Gemeinde- und Themen-
abende, Jugend- und Gemeindegruppen
sowie Aktionen auf dem Ökumenischen Weg
und vermittelt Fachpersonen für zahlreiche
Themen. Zugleich dient die Initiative als
Multiplikator für gelungenen Projekte für
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der
Schöpfung.

Kontakt: Oekumenischer Weg, c/o Ev.-Luth. Landes-
jugendpfarramt Sachsens, Caspar-David-Friedrich-
Straße 5, 01219 Dresden, Tel.: 034348 839913E-
Mail: info@oekumenischerweg.de, www.oekumeni-
scherweg.de
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® Westfalen
„Mit Volldampf in die Katastro-
phe“ - Karikaturen und Vortrag 

Zur  Karikaturenausstellung „Mit Volldampf
in die Katastrophe“ in Elslohe bot der Nürn-
berger Jesuit Dr. Jörg Alt eine Alternative.
In seinem Vortrag „Einfach Anfangen – ein
Appell die Zukunft zu retten“  machte er
den zahlreichen Zuhörern am 22. Mai 2023
Dampf für die Klimawende.

Jörg Alt führte aus, ihn “quäle schon lange
die Frage, wie man wachsender Armut,
Ungleichheit, Klimakatastrophe usw. begeg-
nen kann. Denn die guten Ideen sind ja alle
da – warum kommt man nicht ins Handeln?
Es liegt daran, dass Vertreter des neolibera-
len Finanzkapitalismus und Wachstumspro-
pheten nach wie vor das Sagen haben und
demokratische Politikgestaltung von oben
(Lobbyisten und Inhaber privater, betriebli-
cher und krimineller Vermögen) und unten
(wachsender Populismus und Nationalis-
mus) untergraben wird.“ Jörg Alt hat 2022
"Widerstand! Gegen eine Wirtschaft die
tötet" im Vier-Türme-Verlag Münster-
schwarzach veröffentlicht.

Als Teil der Fridays-for-Future-Bewegung
engagieren sich Christians for Future Soest
in Elslohe für Klimaschutz, Gerechtigkeit,
Frieden und die Bewahrung der Schöpfung.

2022  haben sie den Westfälischen Schöp-
fungspreis erhalten. Die Auszeichnung
wurde vergeben von der „Konferenz der
Umweltbeauftragten“ in der Evangelischen
Kirche von Westfalen und dem „Institut für
Kirche und Gesellschaft“.

Kontakt: Christians for Future Soest und Elslohe, c/o
Ev. Reformierte Kirchengemeinde Soest, Schonekind-
straße 15, 59494 Soest, E-Mail webmaster@cc4f-
soest.org

„Was ich noch zu sagen hätte“

Die Engagierten in westfälischen ökumeni-
schen Netzen werden angesprochen von der
Zeitschrift „AMOS“.

In ihr finden sich interessante Aufsätze, so
z.B. von Antje Vollmer „Was ich noch zu
sagen hätte. Vermächtnis einer Pazifistin“.
Sie schreibt zur aktuellen Friedensdiskussion
„Der Kalte Krieg mit seinen mühsam gebän-
digten Arsenalen gegenseitiger atomarer
Hochrüstung zweier Supermächte war zwar
eine Ordnung, die die Welt in einem Patt
gegenseitiger Bedrohung gefangen hielt,
eine Friedensordnung im eigentlichen Wort-
sinn war es nicht.“ 

globale Süden, der bisher weniger zum Kli-
mawandel beigetragen hat, ist hingegen von
den Auswirkungen des Klimawandels schon
jetzt stärker betroffen. Zudem geht es um
die Generationengerechtigkeit und um die
Verantwortung für die Mitwelt. Den kom-
menden Generationen sollten zumindest
gleich gute Umweltbedingungen und
Ressourcen zur Verfügung stehen wie uns.
Sie werden die Folgen unseres heutigen
CO2-intensiven Lebensstils tragen müssen.

Kontakt: Ökumenisches Netzwerk Klimagerechtigkeit,
Büro Hamburg, Astrid Hake, Koordinatorin, Zentrum
für Mission und Ökumene – Nordkirche weltweit,
Agathe-Lasch-Weg 16, 22605 Hamburg, Tel.:
040/88 181- 421, E-Mail: a.hake@oenwkg.de

® Christinnen für den Wandel 

Oekumenisches Netzwerk für
ein nachhaltiges Leben auf der
einen Erde

Das neueste Projekt innerhalb der Stiftung
Oekumene „ChristInnen für den Wandel –
Oekumenisches Netzwerk für nachhaltiges
Leben auf der einen Erde“ nimmt immer
mehr Gestalt an. Nach Gründung des Netz-
werkes war der nächste Schritt die Gewin-
nung von bis zu 100 ErstunterzeichnerInnen
des Aufrufs, der beinahe erreicht ist. Gefun-
den hat sich ein bundesweiter Kreis aus Per-
sonen, die hauptamtlich als PfarrerInnen,
DiakonInnen oder FachreferentInnen oder
in vielen anderen Funktionen ehrenamtlich
in den Kirchen tätig sind. Dieser Unterstüt-
zerkreis hat nach Aussage des geschäftsfüh-
renden Pfarrers Carsten Röhr „Kraft und
Ausstrahlung“ und ist für das Netzwerk eine
Brücke zu den Menschen und in die
Gemeinden hinein. „Wir verstehen uns als
ein Basis-Netzwerk, das sich von unten her,
von Mensch zu Mensch und von Christin zu
Christ, aufbaut, aber wir suchen in allem die
enge Verbindung zu den Strukturen der
Landeskirchen, Bistümern und Freikirchen,
aus denen wir kommen und in denen wir sel-
ber leben und arbeiten“, fährt Carsten Röhr
fort. 

„Wir brauchen den Wandel – und der
Wandel braucht uns“

In Kooperation mit den bestehenden größe-
ren und kleineren kirchlichen Klima-Netz-
werken geht es darum, unter dem Leitgedan-
ken „Wir brauchen den Wandel – und der
Wandel braucht uns“ noch mehr Menschen
aus breiteren Schichten der Kirchen für ein
bewusstes Umdenken und ein aktives
„Umhandeln“ zu gewinnen, um die drin-
gend benötige gesamtgesellschaftliche Trans-
formation zusammen mit anderen Zivilgrup-
pen voranzubringen. 

Ihre Schlussfolgerung lautet: „Der Hass und
die Bereitschaft zum Krieg und zur Feind-
bildproduktion ist tief verwurzelt in der
Menschheit, gerade in Zeiten großer Krisen
und existentieller Ängste. Heute aber gilt:
Wer die Welt wirklich retten will, diesen
kostbaren einzigartigen wunderbaren Plane-
ten, der muss den Hass und den Krieg
gründlich verlernen. Wir haben nur diese
eine Zukunftsoption.“ (AMOS-Zeitschrift 23)

Kontakt: AMOS Zeitschrift, c/o Pfr.i.R. Hartmut
Dreier, Schumannstr.6, 45772 Marl

® Württemberg
“Lebenshaus” gewaltfrei aktiv

Vier biografische Zugänge stehen im Mittel-
punkt der Tagung “We shall overcome! -
Gewaltfrei aktiv für die Vision einer Welt
ohne Gewalt und Unrecht des "Lebenshaus
Schwäbische Alb - Gemeinschaft für soziale
Gerechtigkeit, Frieden und Ökologie e.V."
am Samstag, 14. Oktober 2023 im württem-
bergischen Gammertingen. 

Dabei berichten von sich Christoph Bese-
mer, jahrzehntelanger Mitarbeiter der Werk-
statt für Gewaltfreie Aktion, Baden; Heike
Hänsel, Bundestagsabgeordnete (2005 -
2021), Mitarbeiterin der Gesellschaft Kultur
des Friedens und Michael Schmid sowie
Katrin Warnatzsch, auf ihre Initiative geht
die Gründung des Vereins Lebenshaus
Schwäbische Alb vor 30 Jahren im Wesentli-
chen zurück.

Kontakt: Lebenshaus Schwäbische Alb - Gemeinschaft
für soziale Gerechtigkeit, Frieden und Ökologie e.V.,
Michael Schmid, Bubenhofenstr. 3, 72501 Gammer-
tingen, Tel.: 07574/2862, E-Mail info@lebenshaus-
alb.de

® Oekumenisches Netzwerk
Klimagerechtigkeit

Verantwortung für den Klima-
wandel nicht nach dem Verursa-
cherprinzip getragen

Das Oekumenische Netzwerk Klimagerech-
tigkeit bietet auf seiner Internetseite zahlrei-
che Beispiele für Basisprojekte zur Schöp-
fungsbewahrung und Klimagerechtigkeit in
Ländern des Südens, die von Brot für die
Welt und Misereor gefördert werden
(www.k i r chen - fue r -k l image rech t i g -
keit.de/projekte). Damit wird die besondere
Reichweite von weltumspannender kirchli-
cher Arbeit mit ihrer Basisverwurzelung im
Langzeitengagement sichtbar. 

Das Netzwerk erläutert zu seinen Zielset-
zungen, dass die Klimakrise eng verknüpft ist
mit Gerechtigkeitsfragen in räumlicher und
zeitlicher Hinsicht. Die Verantwortung für
den Klimawandel wird derzeit nicht nach
dem Verursacherprinzip getragen. Die früh
industrialisierten Staaten sind die Hauptver-
ursacher des Klimawandels. Sie haben die
geringsten Auswirkungen und verfügen über
ausreichende Mittel sich anzupassen. Der

 

8 N E T Z E
P
ho

to
 ©

/
C

hr
is

tia
ns

 f
or

 F
ut

ur
e,

 S
oe

st



OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST 2/2023

 

9

Hier tut sich noch ein weites Arbeitsfeld auf,
werden doch angesichts der gegenwärtigen
Krisen immer wieder Rufe laut, dass die Kir-
chen „mehr tun“ müssten, nicht nur hin-
sichtlich der Bewirtschaftung ihrer Gebäude
und Grundstücke, sondern als immer noch
mitgliederstärkste Organisationen im Land
vor allem auch hinsichtlich der Mitnahme
und Beteiligung von Menschen. Dazu
bräuchte es auf allen Ebenen Konzepte, die
Wirkung zeigen, und das in möglichst naher
Zukunft. 

„Für Veränderungen ist nicht gleich eine
Mehrheit nötig, aber es braucht eine
bestimmte Masse und Menge an Menschen,
die sich bemerkbar machen und die den
Wandel leben und gegenüber der Politik und
Wirtschaft einfordern, wenn es vorangehen
soll. Wir sind davon überzeugt: Diese Men-
schen sind da, auch besonders unter den
ChristInnen, wir müssen sie nur mit verein-
ten Kräften ansprechen und zusammenbrin-
gen. 

Mit unserem Netzwerk wollen wir – aus
vertrauendem Glauben und begründeter
Hoffnung heraus – einen Beitrag dazu lei-
sten“, so Carsten Röhr. So werden weitere
UnterzeichnerInnen des Aufrufs gesucht,
bevor es in die Phase der Gruppengründun-
gen geht. Interessierte sind zu den regelmä-
ßigen Video-Konferenzen des Netzwerkes
eingeladen, und der Geschäftsführer, die
Mitglieder des Leitungsteams und des Beira-
tes stehen für Nachfragen und Anregungen
zur Verfügung.

Kontakt:  Oekumenisches Netzwerk „Christ*innen für
den Wandel“, c/o Pfarrer Carsten Röhr, Wippershai-
ner Str. 2 F, 36251 Bad Hersfeld, Tel. 06621 /2485,
E-Mail: kontakt@cfdw.de, Internet: www.cfdw.de

® Oekumenische Initiative
Eine Welt

Welttag gegen Rassismus

Ihre Aktion zum Welttag gegen Rassismus
am 21.März 2023 auf dem Marktplatz in
Warburg kann die als Erd-Charta Ideenwerk-
statt als gut bis sehr gut bewerten. Pünktlich
strahlende  Abendsonne nach Regen – was
ein Glück: Rund 60 Teilnehmende, ein Teil-
nehmer kam sogar extra aus Paderborn, wei-
tere aus Wethen, Arolsen und unseren War-
burger Ortschaften. 

Besonders gefreut hat die Veranstalter die
engagierte Teilnahme  von Geflüchteten aus
verschiedenen Nationen, die überwiegend
lediglich Duldungsstatus haben. Sie trugen
Statements zum Thema Heimat vor und Afsi
aus dem Iran erhob seine Stimme zum Lied,
begleitet von leichtem Trommelspiel. 

Die vorgetragenen Gedichte und die
Musik von Steve und die Möglichkeit zum
Mitsingen kamen sehr gut, trotz der ernst-
haften, bewegenden, aufrüttelnden Texte. 

Der Beitrag eines Lehrers der Erd-Charta-
Sekundarschule war sehr bemerkenswert.

Aktion zum Welttag gegen den Rassismus in
Warburg

Erdcharta jetzt mit Online-Stammtisch 

Die Oekumenischer Initiative fungiert als
deutsche Koordinierungsstelle für die säkula-
re Erdcharta-Bewegung. Die Erd-Charta ruft
alle Menschen auf der ganzen Welt dazu auf,
einen neuen Sinn für gemeinsame Verant-
wortung und globale Interdependenz
(gegenseitige Abhängigkeit) zu entwickeln,
zum Wohl aller Lebewesen. Der Text wurde
am 29. Juni 2000 von einer Gruppe interna-
tionaler VisionärInnen verabschiedet.

Der Erd-Charta-Austausch möchte
zunächst am 26. September, 19:00 – 20:30
ein Forum schaffen, in dem wir uns gegen-
seitig inspirieren können. Im offenen Raum
mit Gleichgesinnten können wir einander
von unseren Erd-Charta-Aktionen berichten,
sie feiern und uns dazu beratend zur Seite
stehen. Jedes Mal gibt es einen kleinen
Impuls zu Themen, die uns gerade bewegen
als auch genügend Zeit für freien und regen
Austausch unter allen TeilnehmerInnen. 

Kontakt: OeIeW/Erdcharta, Mittelstraße 4, 34474
Diemelstadt – Wethen, Tel.: 05694/1417,
info@oeiew.de

® Akademie solidarische
Oekonomie

Umrisse einer solidarischen
Gesellschaft

Die Akademie Solidarische Ökonomie hat
sich auf ihrer Tagung vom 17.2. bis 19.2.
2023 in der Jugendherberge Göttingen aus-
führlich mit einem solidarischen Geld- und
Finanzsystem beschäftigt. Einige Kernpunk-
te dieses Geldsystems lauten:
•  Geld wird entkapitalisiert und nicht als
Ware gehandelt.
•  Nicht Geld ist knapp, sondern die
Ressourcen „Arbeit“ und „Natur“ sind
knapp.
•  Geldschöpfung und Geldverteilung erfol-
gen nach ökologischen, sozialen und ökono-
mischen Kriterien.

NETZ E

•  Das alleinige Recht zur Geldschöpfung
liegt beim Staat (und nicht mehr zusätzlich
bei den Geldinstituten durch deren Kredit-
vergabe).

Zum neuen Geld- und Finanzsystem ist in
der Reihe „Umrisse einer solidarischen
Gesellschaft“ ein neues Buch mit dem Titel
„Sozial-ökologischer Umbau - wenn Geld
dem Gemeinwohl dient“ erschienen, verfasst
von Norbert Bernholt.

Die Akademie Solidarische Ökonomie ist
eine Arbeitsgemeinschaft in der Stiftung
Oekumene.

Kontakt: Akademie Solidarische Ökonomie, c/o OStR
i.R. Norbert Bernholt, Am Butterberg 16, 21335
Lüneburg, Tel.: 04131 – 7217450, E-Mail: info@aka-
demie-solidarische-oekonomie.de

® Kairos Europa/Casa Comun

Tagung mit Allan Boesak

Eine Tagung zu „40 Jahre Konziliarer Pro-
zess Herausforderungen des Engagements
für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung
der Schöpfung?“ plant am 24.11. 2023 Kai-
ros Europa/Casa Comun mit der Evangeli-
schen Akademie Bad Boll und der Katholi-
schen Akademie Rabanus Maurus im Frank-
furter Haus am Dom. Pfarrer Dr. Allan Boe-
sak aus Südafrika und Dr. Kenneth Mtata
vom OeRK haben ihre Mitwirkung zuge-
sagt. Alan Boesak hatte 1983 bei der Vollver-
sammlung des OeRK nach dem Antrag auf
Einberufung eines ökumenischen Friedens-
konzils darauf gedrängt, dass die Zielstellung
„Gerechtigkeit“ mit aufgenommen wurde.
Zusammen mit „Bewahrung der Schöpfung“
wurde so der konziliare Prozess angestoßen.
Ein gesamtchristliches Konzil erwies sich als
nicht möglich.

Das Tagungskonzept von Kairos Euro-
pa/Casa Comun soll sich nicht mehr primär
auf die Kirchen konzentrieren, da das Zeit-
fenster für eine (rechtzeitige) Umkehr der
Kirchen bereits weitgehend geschlossen
scheint. Vielmehr gehe es um jene AkteurI-
innen und ihre Kämpfe, die als relevant und
zukunftsweisend gelten können. In Koope-
ration mit diesen AkteurInnen sollten sich
christlich Engagierte künftig in die Kämpfe
für eine „andere Welt“ einmischen, statt pri-
mär mit und in den Kirchen zu kämpfen.

Fortsetzung der Zachäus-Kampagne

Die Jahrestagung von Kairos Europa ist vor-
gesehen vom 28. bis 29. Oktober 2023 in
Mannheim zur Zachäus-Kampagne / Steu-
ergerechtigkeit (siehe S.2). 

Kontakt: Kairos Europa im WeltHaus, Willy-Brandt-
Platz 5, 69115 Heidelberg, Tel.: 06221-800255, E-
Mail: gueck@kairoseuropa.de, www.kairoseuropa.de
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Haupttor des Luftwaffenstützpunktes der
Bundeswehr klar.

Der frühere Landesbischof erinnerte an
den Propheten Jona, der von Gott nach
Ninive geschickt wurde, um dort zur
Umkehr zu mahnen. „Ja, ich würde gerne
Worte finden, die Menschen Mut machen
zur großen Transformation, die wir so drin-
gend brauchen. Ich hätte wie Jona Angst,
nach Ninive zu gehen, zu den Atommäch-
ten, um dort laut zu rufen; aber wenn ich
mich trauen würde, so wie Sie heute hier:
Ich wünschte, sie würden auf uns hören, wie
Ninive auf Jona gehört hat“, so Jochen Cor-
nelius-Bundschuh.

„Zurzeit sind die Fronten verhärtet. Krieg
und Rüstung und Atomwaffen scheinen
alternativlos. Da ist die Gefahr groß, dass wir
hart werden wie Jona, und uns einfangen las-
sen von der Logik: die oder wir, gut oder
böse“, mahnte der frühere Landesbischof.
Doch Jona mache auch Mut, mit denen zu
streiten, die in diesen Kriegszeiten Aufrü-
stung fordern und die deutsche Nuklearteil-
habe jetzt wichtiger finden denn je. Corneli-
us-Bundschuh: „Gott bewegt sich und wir
lassen uns bewegen: Gerade im Krieg müs-
sen wir über Frieden reden, auch mit den
Feinden; gerade im Krieg setzen wir uns für
Abrüstung und wirksame zivile Alternativen
ein. Gerade im Krieg müssen wir die Atom-
waffen abrüsten!“

„Gott bewegt sich, damit ich, damit wir
beweglich bleiben. Gott gibt uns die Wider-
standskraft, die wir brauchen, um für weni-
ger Gewalt und mehr Gerechtigkeit und
Freiheit zu streiten, für eine lebenswerte
Zukunft für kommende Generationen. Im
Glauben an diesen beweglichen Gott bre-
chen wir auf – in eine Zukunft ohne Atom-
waffen“, betonte der ehemalige Landesbi-
schof in Büchel.

Rund 120 Christinnen und Christen
waren zu diesem Kirchlichen Aktionstag
gegen Atomwaffen an den Fliegerhorst in
Büchel gekommen. Aufgerufen dazu hatten
Christinnen und Christen aus mehreren
evangelischen Landeskirchen sowie der
katholischen Friedensbewegung pax christi. 

Kontakt: Verein für Friedensarbeit im Raum der EKD
e.V., Endenicher Straße 41, 53115 Bonn, Tel.:
0228/24999-0, E-Mail: office@evangelische-friedens-
arbeit.de, www.evangelische-friedensarbeit.de

® Friedenssteuer

Für wahlweisen Verzicht auf
Finanzierung von Rüstung

Eine Petition des Netzwerks Friedenssteuer
für eine demokratische Steuerregelung mit

® Evangelische Friedensarbeit

Friedensdemonstration auf Kir-
chentag

Der Ruf von Christinnen und Christen nach
Frieden und Gerechtigkeit ist wieder beson-
ders wichtig, aber auch besonders schwierig
geworden. Dies betonte der Friedensbeauf-
tragte des Rates der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD), Landesbischof Frie-
drich Kramer, bei der Kundgebung der Frie-
densdemonstration während des Deutschen
Evangelischen Kirchentages in Nürnberg.
Und mit Blick auf das Kirchentagsmotto
machte Friedrich Kramer dabei klar: „Jetzt
ist die Zeit – für Frieden!“

„Intensive Friedensgebete und gewaltfreie
Demonstrationen für gerechten Frieden
können die Welt zum Guten verändern“,
unterstrich der EKD-Friedensbeauftragte
und verwies auf die friedliche Revolution
1989 in der DDR, aber auch viele andere
entsprechende Beispiele überall in der Welt.
Doch die, die heute zum Frieden raten wür-
den, hätten gerade wenig Freude. „Europa-
weit erleben wir, dass Menschen hart ange-
gangen und lächerlich gemacht werden, die
nicht auf militärische Lösungen vertrauen,
sondern Verhandlungen fordern, weil sie die
unzähligen Toten und die Zerstörungen
nicht hinnehmen wollen“, so Kramer. 

Scharf kritisierte der EKD-Friedensbeauf-
tragte den brutalen, völkerrechtswidrigen
Krieg der russischen Regierung gegen die
Ukraine. „Immer mehr erweist sich die rus-
sische Regierung als ein autoritäres Regime
mit Großreich-Fantasien, das nicht nur die
ukrainischen, sondern auch die eigenen Sol-
datinnen und Soldaten opfert und men-
schenverachtende Kriegsverbrechen zulässt.

Es sei das gute Recht der Ukraine, sich
zivil und militärisch zu wehren und weltweit
nach Unterstützung zu rufen. Und er könne
nachvollziehen, dass viele in ihrer Verzweif-
lung nach Waffen rufen. Diese Rufe seien
auch aus der Evangelischen Kirche in
Deutschland zu hören, so der EKD-Frie-
densbeauftragte, auch wenn dies kontrovers
diskutiert werde. 

Waffen schaffen keinen Frieden

„Einig sind wir uns hingegen darin, dass
Waffen letztlich keinen Frieden schaffen.
Denn auch diejenigen in der EKD, die Waf-
fenlieferungen befürworten, wissen, dass
man darüber hinaus Bedingungen schaffen
muss, die der Ukraine und Russland zukünf-
tig einen gerechten Frieden ermöglichen“,
betont der Landesbischof.

Es sei Zeit, die Rüstungsspirale und ato-
mare Bedrohung zu stoppen, forderte der
EKD-Friedensbeauftragte. „Wir appellieren

an unsere Politikerinnen und Politiker, dass
sie sich mit aller Macht für die Wiederauf-
nahme von Abrüstungsverhandlungen ein-
setzen und Deutschland endlich auch den
Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnet“,
so Landesbischof Friedrich Kramer. 

„Jetzt ist die Zeit für Krisenprävention
und zivile Konfliktbearbeitung“, machte der
EKD-Friedensbeauftragte ebenso deutlich.
Frieden sei immer ein Prozess. Daran müs-
sen Zivilgesellschaft und Politik immer arbei-
ten. „Dazu brauchen wir Friedensdienste
mit qualifizierten Fachkräften, die in gewalt-
freies Reden und Handeln einüben können,
in Methoden der zivilen Konflikttransforma-
tion und der sozialen Verteidigung“. 

Dabei sei man keineswegs naiv und wisse,
dass es das Böse in der Welt gebe, dass Situ-
ationen eintreten würden, in denen Men-
schen oder ein ganzes Land vor einem
Aggressor geschützt werden müssen, machte
der Landesbischof deutlich. „Aber es ist ein
Irrglaube, dass in diesen Fällen ein hochge-
rüsteter Abwehrkampf die Rettung bringt“,
gab er auch zu bedenken. Denn das laufe
immer Gefahr, zu eskalieren. „Krieg ist eine
Bestie, die keiner kontrollieren kann“,
mahnte Friedrich Kramer und betonte:
„Jetzt ist die Zeit, Sicherheit neu zu den-
ken.“

Und es sei die Zeit, das Klima und die
Umwelt zu schützen, denn jeder Krieg zer-
störe massiv die Umwelt, so der EKD-Frie-
densbeauftragte. Es brauche Jahrzehnte,
wenn nicht Jahrhunderte, um diese Schäden
zu heilen. „Frieden und Klimagerechtigkeit
hängen unmittelbar zusammen“. 

Abschließend ermutigte Kramer die Men-
schen, wie Dietrich Bonhoeffer es betonte,
zu beten, das Gerechte zu tun und auf Got-
tes Zeit zu warten, denn er glaubte fest
daran, dass eine Zeit der Freude kommen
werde.

Kontakt: Verein für Friedensarbeit im Raum der EKD
e.V., Endenicher Straße41, 53115 Bonn, Tel.:
0228/24999-0, E-Mail: office@evangelische-friedens-
arbeit.de, www.evangelische-friedensarb-eit.de

.

® Aktionstag in Büchel gegen
Atomwaffen 
“Gerade im Krieg müssen wir
die Atomwaffen abrüsten!“

Auch in Zeiten von Krieg und verhärteten
Fronten nicht nachlassen, über Sicherheit
neu nachzudenken, und nach Räumen zu
suchen, in denen Frieden und Gerechtigkeit
wachsen können, dazu hat der frühere badi-
sche Landesbischof Professor Dr. Jochen
Cornelius-Bundschuh beim Kirchlichen
Aktionstag gegen Atomwaffen am Flieger-
horst Büchel in der Eifel aufgerufen. 

„Gott bewegt sich, und wir lassen uns
bewegen: Gerade im Krieg müssen wir über
Frieden reden, auch mit den Feinden; gerade
im Krieg setzen wir uns für Abrüstung und
wirksame zivile Alternativen ein. Gerade im
Krieg müssen wir die Atomwaffen abrü-
sten“, machte er in seiner Predigt am



2023 in Duderstadt. Thomas Nauerth for-
mulierte in 10 Thesen zur Jahrestagung u.a.:
„Keine Staatsform ist so gerecht, dass nicht
kreativer Widerstand von unten in Bezug auf
Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der
Schöpfung notwendig wäre. Kein Staat ist so
ungerecht/diktatorisch/böse, dass kreativer
Widerstand von unten nicht möglich wäre.“
Wobei er im weiteren Verlauf nicht ver-
schwieg, dass die Erfolgsaussichten und der
Preis für diesen Widerstand je nach Staats-
form sehr unterschiedlich aussehen können.
Doch „Widerstand gegen militärische
Aggression wird notwendigerweise gewalt-
frei sein müssen, sonst würden alle bisheri-
gen Anstrengungen in Sachen Gerechtigkeit,
Bewahrung d. Schöpfung und Frieden in
Frage gestellt.“ Dazu kommt „Gewaltfreier
Widerstand gegen militärische Aggression
wird dann möglich sein, wenn soziale Vertei-
digung im umfassenden Sinn bereits gesell-
schaftlich eingeübt und lebendig ist. Soziale
Verteidigung ist insofern nichts anderes als
die Fortsetzung des alltäglichen innergesell-
schaftlichen Kampfes für Gerechtigkeit, sau-
bere Luft, sauberes Wasser und v.a.m“

Magdeburger Werkstatt zu Sozialer
Verteidigung 

Am 11.11.2023 ist der nächsten Werkstatt-
Tag vorgesehen, den die Magdeburger
Regionalgruppe regelmäßig organisiert.
Referentin ist Dr. Christine Schweitzer vom
Bund für Soziale Verteidigung. Die Veran-
staltung findet von 10 bis 17 Uhr in Magde-
burg statt, im Gemeindehaus der evangeli-
schen Hoffnungsgemeinde, Krähenstieg.

Kontakt: Versöhnungsbund, Schwarzer Weg 8, 32423
Minden, Tel.: 0571/850875, E-Mail: vb@versoeh-
nungsbund.de

® Pax Christi
Asyl für Kriegsdienstverweige-
rer aus Russland, Belarus und
der Ukraine

Am diesjährigen Internationalen Tag der
Kriegsdienstverweigerung am 15. Mai 2023
haben 30 Organisationen aus Europa - dar-
unter Pax Christi  - zum Schutz für all dieje-
nigen aufgerufen, die in Russland, Belarus
und der Ukraine den Kriegsdienst verwei-
gern. Während einer feierlichen Aktion wur-
den fast 50.000 Unterschriften der #Object-
WarCampaign an die Europäische Kommis-
sion in Berlin übergeben. Begleitet wurde
die Übergabe der Petition von Redebeiträ-
gen nationaler und internationaler Gäste aus
Russland, Belarus und der Ukraine, weiteren
Aktionen und Musik. 
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wahlweisem Verzicht auf Finanzierung von
Rüstung, Militär und Kriegen ist auf der
Plattform openPetition zur Unterschrift ver-
öffentlicht: https://openpetition.de/!gfcxq
oder über untenstehende Website. Gleichfalls
steht das „Zivilsteuergesetz“ in der laufen-
den Themenauswahl Abstimmung21. Dort
wird festgelegt, welche Petition in die zweite
bundesweite Bürgerbefragung im Herbst
2023 kommt. 

Während des Nürnberger Kirchentages
wurden auf den Gängen der Messehallen
Petitionsunterschriften gesammelt. 

Unterstützung durch Synoden erbeten

Dabei ging es um die Unterstützung des
Netzwerkanliegens durch die Landessyno-
den. Dazu wurde eine adressierte Postkarte
zur Unterschrift angeboten mit dem Text:
„Um Menschen zu unterstützen, die es nicht
mit ihrem Gewissen vereinbaren können, ihre
Steuern für Rüstung, Militär und Krieg zu
zahlen, erinnere ich an den Beschluss des
Zentralausschusses des Oekumenischen
Rates der Kirchen (OeRK) vom 01.09.2009:
Der  OeRK „… ermutigt die Kirchen, sich
mit der Frage von Steuergeldern für militäri-
sche Ausgaben oder Krieg sowie mit Alterna-
tiven zum Militärdienst auseinanderzuset-
zen!“ … Darum bitte ich meine Landessyno-
de, sich dringend mit dem Anliegen eines
„Zivilsteuergesetzes“ zu befassen und es
bestmöglich zu unterstützen. Ein entspre-
chender Gesetzentwurf des Netzwerk Frie-
denssteuer e.V. liegt vor.

Angesichts des Angriffskrieges auf die
Ukraine zögerten viele Menschen; vor drei
Jahren hätten sie die Karte sofort unter-
schrieben; etliche nahmen Karten mit. 

Im Filmbeitrag des Bayrischen Rundfunks,
ARD-Mediathek vom 11.06.2023, ist eine
Mini-Sequenz vom Gespräch des Bischofs
Bedford-Strohm mit unserem Flurpersonal
zu sehen. Er war Gründungsmitglied der
Friedenssteuer Initiative vor 40 Jahren;
inzwischen hat sich seine Position geändert.
Netzwerk-Vorsitzender, Jan Birk, führte ein
Gespräch mit Radio France und einer weite-
ren französischen Journalistin. 

Kontakt: Netzwerk Friedenssteuer e.V., Raidinger Str.
9 a, 81377 München, Tel.: 089/716283, E-Mail:
info@friedenssteuer.de, www.netzwerk-friedenssteu-
er.de

® Versöhnungsbund

Für eine gerechte Gesellschaft
und ihre soziale Verteidigung

„Der Gewalt widerstehen!“ lautete das
Motto der Versöhnungsbund-Jahrestagung

Maria A, Movement of Conscientious
Objection, Russia, sagte: „Lasst uns ange-
sichts des Krieges und der Unterdrückung
Stimmen des Friedens sein. Lasst uns gegen
die Zensur die Wahrheit aussprechen. Lasst
uns inmitten des Krieges die Gewaltlosigkeit
verfechten. Auf diese Weise unterstützen wir
die Kriegsdienstverweigerer von heute und
ebnen den Weg für eine Zukunft.“

Yurii Sheliazhenko, Ukrainian Pacifist
Movement, in einer Grußbotschaft: „Ich
bitte Euch eindringlich, die #ObjectWar-
Campaign zu unterstützen. Die Ukraine hat
das Recht auf Kriegsdienstverweigerung aus-
gesetzt. Die Europäische Union muss die
Achtung des Menschenrechts auf Kriegs-
dienstverweigerung nachdrücklich bekräfti-
gen und darauf bestehen, dass auch Russ-
land, Belarus und die Ukraine dieses Men-
schenrecht respektieren. Die Menschenrech-
te sind eine Grundlage für einen gerechten
Frieden.” 

Olga Karatch, Nash Dom, Belarus: „ Wir
können in diesem Krieg nur gewinnen,
wenn wir uns einig sind, NICHT zu kämp-
fen, wenn wir NICHT die Sprache des Krie-
ges und des Hasses sprechen, wenn wir
NICHT der Vorstellung zustimmen, dass
Menschenrechte nichts bedeuten, dass sie
nicht universell sind.“

Evangelische Arbeitsgemeinschaft für
Kriegsdienstverweigerer und Frieden:
„Du sollst nicht töten“

Michael Zimmermann von der kirchlich-
evangelischen Arbeitsgemeinschaft für
Kriegsdienstverweigerung und Frieden hob
mit Verweis auf das biblische Gebot „Du
sollst nicht töten“ hervor: „Niemand darf
gegen sein Gewissen gezwungen werden,
auf einen Menschen zu schießen. Wer sich
deshalb dem Militärdienst entzieht, braucht
unsere Unterstützung und eine großzügige
Gewährung von Asyl.“

An der zentralen Aktion vor der Europäi-
schen Kommission nahmen rund 80 Men-
schen teil. Gemeinsam wurde an jene Men-
schen gedacht, die das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung – das Recht das Töten
zu verweigern – in Anspruch nehmen und
sich auf diese Weise aktiv am Widerstand
von unten beteiligen. Das trifft mittlerweile
auf hunderttausende Menschen in Russland,
Belarus und der Ukraine zu. Sie desertieren,
verweigern den Dienst, verweigern die Befehle
oder entziehen sich der Rekrutierung. 

Daher fordern die beteiligten Organisatio-
nen die Regierungen Russlands, Belarus‘
und der Ukraine dazu auf, die Verfolgung
von KriegsdienstverweigerInnen und Deser-
teurInnen umgehend einzustellen. Von der
EU und der Bundesregierung erwarten sie
die Öffnung der Grenzen und den Schutz
von KriegsdienstverweigerInnen und Deser-
teurInnen aus Russland, Belarus und der
Ukraine durch das Asylrecht. 

Kontakt: pax christi, Generalsekretärin Christine Hoff-
mann, Feldstraße 4, 13355 Berlin, Tel.: 030/2007678-
0, E-Mail: sekretariat@paxchristi.de



Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
Michael Kappus
Tölzer Str. 7, D-81379 München
www.oekumenisches-netz-bayern.de

Berlin
Kommunale Oekumene Treptow-Köpenick
Dr. Klaus Wazlawik
Rudower Straße 23, D-12557 Berlin
Tel.: 0 30 / 46 73 45 94
klaus.wazlawik@gmx.de

INKOTA
Chrysanthemenstr. 1–3, D-10407 Berlin
Tel.: 0 30 / 4 20 82 02-0
Fax: 0 30 / 4 20 82 02-10

Niedersachsen
Arbeitskreis Konziliarer Prozeß
Hermann de Boer
Masurenstr. 9b
D-31832 Springe

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg
Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)
Referat Konziliarer Prozess
Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer
Tel.: 0 62 32/6715-0
Fax: 0 62 32/6715-67
info@frieden-umwelt-pfalz.de

Nördliches Rheinland-Pfalz und Saarland 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Kloos 
Pfarrgemeinde St. Franziskus
Fröbelstr. 9, D-56073 Koblenz
www.oekumenisches-netz.de

Rheinland

Solidarische Kirche im Rheinland
c/o Rita Horstmann, Deutz-Mülheimer-
Str. 199,  D-51063 Köln,
soki.rheinland@arcor.de, www.solidarische-
kirche.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Am Dom 2
D-39104 Magdeburg
Tel.: 03 91 / 53 46-4 93
Fax: 03 91 / 53 46-4 90
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Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume -
nischen Netzen eine Austauschplattform.

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Annette Muhr-Nelson, Olpe 35 
D-44135 Dortmund
Tel.: 02 31 / 54 09-72
Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Geschäftsführer
Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg
Tel.: 0 23 73 /176 88 35
muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Pro Oekumene Württemberg
Dr. Bernhard Dinkelaker
Holzwiesenstr. 7, D-70794 Filderstadt,
Tel.: 0711/777321

Oekumenisches Netz in Deutschland
Geschäftsstelle der kommunalen Oekumene
Treptow-Köpenick 
Dr. Klaus Wazlawik, Rudower Str. 23
D-12557 Berlin, Tel.: 0 30 / 46 73 45 94
info@kommunale-oekumene.de
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Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung über die
gemeinnützige Stiftung Oekumene
als Plattform für vielfältige
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